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Ablehnung eines Gerichtshofes. 

148 
zu J 

A n frag e b e a n t W 0 r tun g. 

Die in der Sitzu~~ des Nation~lra~es vom l7.I~1rz J.J.eihge~raGhte ~infrage 

der Abg"V 0 i -t; hof e r 'und Genossen, betreffend die Ablehnung des GGrichta­

hof es in der beim Landesgericht Salzburg anh1i.ngigen Strafsache "geg<3n die Inhaber 

der Firna Gehmacher, beantwortet Bundes'Clinister für Justiz Dr.G e r c', wie folgt' 

Nach der österreichischen Strafprozessordnung ist Jer in einem Strafver­

fahren Beschuldigte berechtigt, auch einen ganzan Gerichtshof ~bzulehnen, wenn er 

Grunleanzugeben uni larzutun veruag, die geeiGnet sind, die volle Unbefangenheit 

des Gerichtshofes in Zwoifel zu setzen. Über einen derartigen Ablehnun~santrag, der 

Vi.ngstens binnen drei Taeen nach der Vorl:'dun~s zu Jer VerhanJlunEi einzubringen ist, 

entscheidet der Gerichtshof zwei tar Instanz. 

Id aem Strafverfahren ge''5en He Inh'1ber der Firma Gehmacher in Salzburg, 

Karl und Max Gehmacher und Johann Kaserer, h8'.ben jie Verteidiger der Beschuldigten 

von diesem Recht Gebrauch gemacht, wobei sie die Ablehmmg des Gericht~hofes damit 

zu begründen suchten, ,lass sich dieser Antra.s nicht 'gegen die Objektivität der U;i..oh,; 

tar, sontlern gegen eine gewisse PressGoeriohterstnttune richten solle, die durch 

Verlautbarungen üb.er anhän,;;ige Strafverfahren gegen die Bestillllllungen der Artik(3l 

VII und VIII der Strafgesetznov:elle 1862 verstosse uni daher !;eeiß'net sei, die 

öffentliche Meinung in ~inem für die Beschu.Bigten günstigen Oller ungünstigen Sinne 

zu beeinflussen" Der .Antrag ist am Tage v.or der Hauptverhandluncüberreicht und am 

nächsten Tac.~ noch vor Eröffnung der Hauptverhandlung ·'lem Vorsitzenden vOl-gelegt 

wordenD . 
Das Oberlandesgericht Linz hat diesem Ablehnungsantrage jedoch keine Folge 

gegeben. Die neuerliche Hau:;:>tvorhanl1ung gegen Jie drei Firmeninhaber hat bereits am 

23 QMärz 1948 stattgefunden. 

Mit Rücksicht auf das in der Strafprozessordnung verankerte Reoht deiJ Be­

SChuldigten, MitgliedGr eines Gerichte~ oler 8..uch einem. ganzen Gerichtshof wegen 

Befangenheit abzulehnen, bin ich zwar ausserstan<lc, Verfügungen zu treffen, durch 

,üe ähnliche 1\blehnun:;;sZ8suche in Hinkunft hintrmeehalten werden. r<:m jGGooh unge­

rechtfertigten Vertagungen von Ha.uptverhaneUun::en aus .f.nlass verspätet eingebrachter 

.Ll.blehnungsG3suche vorzubeugen, hat das Bun . .lesl:liniste:t'ium für Justiz 

an alle Obi:3rlandesgerichtspräsidien und die Pr.3.sidien aller mit Strafsa.chen be­

fass~en Gerichtshöfe LInst anz unt er Zl.IO.920!48 VOIa 22,lVIi"i.rz 1948 nach...<Jtehenden 

Erlass gerichtet' 

Mach § 73 StPO. ist ein Gesuch j womit ein Beteiligter jie Ablehnung eines 

eClnzün Gerichtshofes geltend machen will, längatene binnen drei Tazen naoh der 

Vorladung zur Verhandlung zu überreichen oder zu Protokoll zu geben. ~ie der 
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Beiblatt zur Pr.~lanentskorrespon:leri~!. 1, April 1948. 

Oberste Gerichtshof in einor auf Grund einer Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung 

des Gesetzes ergangenen Entscheidung vom 20.0ktober 1914 (KH 1473) ausgesprochen 

hat, verfolgt die BefristuwJ des Ablehnungsrechts den Zweck, zu verhindern, dass 

durch ein verzö,;;ortes Vorbringen der Gang des Strafverfahrens gehemmt werde. Ist 

ein Ab1ehmmgsgesuch der erwähnten Art verspätet oingebracht worden, so hat das 

Gericht die darin vorgebrnchten T,':1tsE1.ch\3n selbst zu würdigen und ist keineswegs 

schlechthin' verpf1icht3t, eine b',~reits angeordnete Verhandlung nur deshalb zu VGI'-: 
i 

tagen, um den j~blehnungsantrag ,:lem höheren G<3richte zur Ent scheidung vorzulegen. 

Das Bunlasrninisterium für Justiz hält es aus gegebenem Anlass für geboten i 

auf diese Entsoheidung des Obe:r:st en Gorichtshofes aufmerksam zu machen, damit in 
, ~rch' 

Fällen der erwähnten Art nicht leine ungerechtfertigte Vertagung einer Verhan~lunc 

der die StPO durchdringende Grunisatz lerB'~schlaunigunc:!: .les Strafverfahrens 

ve rl et zt ware. u • 

-P-.-.-.-
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